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Vorwort 

Der zweite Band dieser Dokumentat ion ist vor sieben Jahren erschienen. 
Drängende andere Verpflichtungen der Herausgeber haben eine frühere  Fer-
t igstel lung des nun vorgelegten dr i t ten Bandes verhindert. Auch bot die 
Quellen- und Forschungslage für den Zeitraum zwischen der Beilegung des 
Kul turkampfs und der Novemberrevolution besondere Schwierigkeiten. Zwar 
gelten diese drei Jahrzehnte gemeinhin als ereignisarm für das staatlich-
kirchliche Verhältnis. I n Wahrheit sind sie im katholischen wie i m evange-
lischen Bereich von einer Fül le gewichtiger Vorgänge bestimmt, deren W i r -
kungen weit über das Ende der Monarchie hinausreichen. 

Für die drei letzten Jahrzehnte des deutschen Konstitut ionalismus ist kenn-
zeichnend, daß sich in ihnen der überlieferte  Grundsatz der staatlichen K i r -
chenhoheit mi t der Vertrags- wie verfassungsmäßigen Gewährleistung kirch-
licher Selbständigkeit verband. Ob die der Kirche wesensmäßig und rechtlich 
zugehörige „Eigenständigkeit" hinreichend gesichert sei, war allerdings i n 
dieser Epoche lebhaft umstri t ten. Vielfält ige Bemühungen zielten auf weiter-
reichende Hechtsgarantien insbesondere für die evangelischen Kirchen. Auch 
soweit diese Ansätze unvollendet blieben, waren sie doch die entscheidenden 
Vorstufen für die Neuregelung der Beziehungen von Kirchen und Staat i n 
der Weimarer Zeit. Diese Entwicklungstendenz t r i t t i n den drei Hauptteilen, 
i n die der Band gegliedert ist, i n gleichem Maß hervor: i m Tei l A, der die 
Sachbereiche des für die beiden großen Konfessionen gemeinsam geltenden 
Staatskirchenrechts zusammenfaßt, im Tei l B, der den Beziehungen zwischen 
dem Staat und der katholischen Kirche, und i m Tei l C, der den Beziehungen 
des Staates zu den evangelischen Kirchen gewidmet ist. Aus der Viel fal t der 
dargebotenen Fragenbereiche seien nur einige Hauptpunkte hervorgehoben. 

Die Verselbständigung der Kirchen gegenüber dem Staat setzte sich 
in den drei Jahrzehnten vor dem Ende des Konstitut ionalismus besonders 
auffäl l ig  i m Bereich der kirchlichen Finanzverfassung durch. Dies geschah 
vor allem durch die rechtliche Ausgestaltung des i n seinen Anfängen in die 
Mi t te des 19. Jahrhunderts zurückreichenden Kirchensteuersystems  (Kapi-
te l I I ) . Das Instrument der Kirchensteuer, das heute vielfach als ein Moment 
der engen Verflechtung von Kirche und Staat erscheint, war nach Sinn und 
Funkt ion ursprünglich für die Kirchen ein Mi t te l zur Stärkung ihrer Au to-
nomie gegenüber dem Staat und für diesen ein Mi t te l zur wenigstens te i lwei-
sen Befreiung von der aus unterschiedlichen Gründen gegenüber den Kirchen 
bestehenden Alimentationspflicht. Es erschloß den Kirchen eine eigenständige 
Finanzierungsquelle, für deren Ausschöpfung sie sich zwar der staatlichen 
Verwaltungshil fe bedienten, die sie aber in erheblichem Umfang von staat-
lichen Bedarfszuweisungen oder Dotationen unabhängig machte. Angesichts 
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der fortwirkenden Bedeutung wie der bewußt gewordenen Problematik des 
Kirchensteuerwesens erschien es geboten, den historischen Anfängen wie der 
Entwicklung dieses zwar spröden, für die Existenz und Wirksamkeit der K i r -
chen aber fundamentalen Rechtsbereichs den nötigen Raum zu gewähren. 

Schon der Name „Ku l tu rkampf " hatte die Bedeutung erkennen lassen, die 
dem Verhältnis von Kirche  und Kultur  während des 19. Jahrhunderts zuge-
wachsen war. I n vielen Einzelfragen hatte der Ku l tu rkampf zu Ergebnissen 
geführt,  die auch nach seinem Ende ernstlichen Zweifeln entzogen waren, 
so i m Recht des Kirchenaustrit ts und der Zivilehe. Dagegen waren andere 
Bereiche des Kulturlebens, so das Verhältnis von Kirche und Schule und das 
Verhältnis von Kirche und Wissenschaft, auch zwischen 1890 und 1918 um-
str i t ten (Kapitel I I I ) . Die Auseinandersetzungen um den schließlich geschei-
terten preußischen Schulgesetzentwurf von 1892, um die Stellung der theo-
logischen Fakultäten und u m die Einrichtung konfessionell gebundener Lehr-
stühle innerhalb der philosophischen Fakultäten blieben zentrale Themen 
des Staatskirchenrechts, wobei das Postulat der „Voraussetzungslosigkeit 
der Wissenschaft" besondere Bedeutung erlangte. 

Ke in gesellschaftlicher Vorgang hat die drei Jahrzehnte der Wende vom 
19. und 20. Jahrhundert stärker geprägt als der Prozeß der Industrial isierung. 
Die durch ihn ausgelöste soziale  Frage  stellte die Kirchen vor neue Aufgaben 
(Kapitel V I und XVI ) . Die überlieferten  kirchlichen Soziallehren und Sozial-
hi l fen waren in der neuen Lage unzulänglich. Der drohenden Entfremdung 
zwischen den Kirchen und der Industriearbeiterschaft  t raten die beiden gro-
ßen Konfessionen in unterschiedlichen Formen und mi t unterschiedlichen 
Mi t te ln entgegen. Die katholische Kirche bediente sich vornehmlich des seit 
der Mi t te des 19. Jahrhunderts schnell gewachsenen kirchlichen Vereinswe-
sens. Die kirchliche Arbei t auf diesem Feld erhielt ihre Richtschnur in der von 
Papst Leo X I I I . i n der Enzykl ika „Rerum novarum" von 1891 entwickelten 
neuen Soziallehre, der die Dokumentat ion daher besondere Aufmerksamkeit 
widmet (Dokument Nr. 126). Die evangelischen Kirchen, in denen die kontro-
versen Richtungen sich schon seit der Jahrhundertmit te in der Gestalt „k i rch-
licher Parteien" ausgebildet hatten, boten gerade auch i m Blick auf die soziale 
Frage den Boden für differente Bestrebungen. Der Versuch, diese in dem 1890 
gegründeten Evangelisch-Sozialen Kongreß zu verbinden, führte nicht zu 
einem dauerhaften Erfolg. Seit der Mi t te der neunziger Jahre standen sozial-
konservative und sozialliberale Positionen einander schroff  entgegen. Die 
Gegensätze zwischen den beiden Gruppen hatten ihre Wurzel vor al lem 
darin, daß der Protestantismus des ausgehenden 19. Jahrhunderts einerseits 
eng mi t dem Staat, andererseits ebenso eng mi t der sich entwickelnden mo-
dernen Gesellschaft verbunden war. Daß diese Verflechtung auch innerkirch-
liche Probleme aufwarf,  zeigte sich an dem wiederholten Kurswechsel des 
Oberkirchenrats der altpreußischen Landeskirche gegenüber der sozialethi-
schen Wirksamkeit der Pfarrerschaft  i m letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhun-
derts (Dokumente Nr. 306, 321). Die Hal tung der Landeskirchen zur sozialen 
Lage blieb auch wei terhin eine der vorherrschenden innerkirchlichen Kon-
fliktfragen. 
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Von nicht geringerem Gewicht waren die Kämpfe, die in den Jahrzehnten 
des Ubergangs vom 19. zum 20. Jahrhundert um die Lehr-  und Bekenntnis-
bindung  der  Pfarrer  und der  theologischen  Hochschullehrer  geführt  wurden 
(Kapitel X und XV). Die Frage nach dem Verhältnis von Lehrfreiheit  und Be-
kenntnisbindung und die damit verknüpfte Frage nach dem Verhältnis von 
Hochschulautonomie und kirchlichem Einspruchsrecht bei der Besetzung theo-
logischer Lehrstühle traten exemplarisch in den Kämpfen u m Harnacks Be-
rufung nach Ber l in (1888) und in dem von Papst Pius X. ausgelösten A n t i -
Modernismus-Streit (1910) hervor. Den Konf l ik t u m Harnacks Berufung auf 
den Berl iner Lehrstuhl entschied Wi lhe lm I I . gegen den Einspruch des Ober-
kirchenrats zugunsten des akademischen Lehrers (Dokumente Nr. 270 - 277). 
Doch führte Harnacks Stellungnahme zum Apostolischen Glaubensbekenntnis 
bald zu einem neuen Konf l ik t von grundsätzlicher Bedeutung (1892). I n diesen 
Vorfäl len bestätigte sich der Grundsatz, daß bei der Berufung und Lehrtät ig-
keit theologischer Hochschullehrer den evangelischen Kirchenleitungen nur 
ein konsultatives, kein dezisives Votum zukam. Von gleicher Bedeutung war, 
daß die innerkirchlichen Lehrstreit igkeiten im protestantischen Bereich nach 
der Jahrhundertwende aus dem überlieferten  disziplinarrechtlichen Verfah-
ren gelöst und einem besonderen kirchlichen Lehrbeanstandungsverfahren 
zugewiesen wurden (Kapitel XV I I ) . Die Fragwürdigkeiten, die auch diesem 
Verfahren  innewohnen, t raten im Fal l Jatho hervor, der deshalb in seinen 
Material ien ausführlich dargestellt ist (Dokumente Nr. 334 - 341). Wie eng 
das Lehrbeanstandungsverfahren  und das Diszipl inarverfahren  gegen Geist-
liche zusammentreffen  konnten, zeigte sich i n dem nicht weniger aufsehen-
erregenden Fal l Traub (Dokumente Nr. 342 - 349). Die dogmatischen Kontro-
versen in der katholischen Kirche fanden angesichts des im Papsttum zusam-
mengefaßten obersten Lehramts der Kirche in anderen Formen statt; sie be-
rührten das öffentliche  Leben und das staatliche Interesse jedoch in eher noch 
stärkerem Maß (Kapitel IX) . M i t der Verurtei lung des „Modernismus" und der 
Einführung des „Ant i -Modernismus-Eids" (Dokumente Nr. 154, 155) erhielt 
die Unterwerfung  der katholischen Theologen unter den päpstlichen Lehr-
pr imat eine Schärfe, die das Fortbestehen katholisch-theologischer Fakul -
täten an den staatlichen Universitäten ernstlich zu gefährden drohte. Der 
Verzicht der Kur ie auf den Ant i -Modernismus-Eid der katholischen Theolo-
gieprofessoren  als solcher führte schließlich zu einem modus vivendi,  durch 
den es gelang, einen neuen „Ku l tu rkampf " zwischen der Kur ie und dem Staat 
zu verhüten. 

Die grundsätzlichen Differenzen  und die okkasionellen Divergenzen zwi-
schen Staat und Kirche traten m i t dem Ausbruch des Ersten  Weltkriegs  i n 
den Hintergrund (Kapitel X I und XV I I I ) . I m Kampf u m die staatliche Ex i -
stenz gewann die Einst immung der beiden großen Konfessionskirchen in das 
nationale Schicksal den Vorrang vor dem Bewußtsein der übernationalen E in-
heit der katholischen Weltkirche wie vor der die staatlichen Grenzen über-
schreitenden Verbundenheit des Gesamtprotestantismus. Doch erwuchs ge-
rade aus dieser Gefährdung der wel twei ten christlichen Gemeinschaft durch 
den Kr ieg die neue Einsicht i n die Nowendigkeit der ökumenischen Zusam-
menarbeit. Au f der anderen Seite zwang die innerstaatliche Entwicklung der 
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Kriegszeit die Kirchen und die ihnen zugeordneten Gruppierungen zur unmi t -
telbaren Teilnahme an der unter der Parole der „Neuorientierung" geführten 
Verfassungsdiskussion. I m deutschen Katholizismus weckte sie die Besorgnis, 
daß die geplanten Reformen, vor allem des Wahl - und des Regierungssystems, 
die Stellung der Kirche schwächen und ihre Rechte im Staat mindern könn-
ten. Die Kirche gegen solche Einbußen zu sichern, war ein bestimmendes 
Mot iv in den katholischen Beiträgen zur Verfassungsdebatte der Jahre 1916 
bis 1918. So waren die von der Zentrumspartei vorgeschlagenen „Sicherungs-
art ikel" (Dokument Nr. 214) ein entscheidender Beitrag zu den Verfassungs-
plänen, die auf die insti tut ionelle Garantie der Kirchen als öffentlich-recht-
licher Korporationen, die Garantie der Vermögens- und finanzrechtlichen 
Grundlagen ihrer Existenz und die Garantie ihrer Teilhaberechte an der 
öffentlichen  Kulturgestaltungsmacht zielten. Beiden Konfessionskirchen ge-
meinsam gelang es, wenn auch nicht schon 1918, so doch in dem Verfassungs-
werk von 1919, diese Gewährleistungen durchzusetzen. Der das Staatskirchen-
recht der Weimarer Zeit behandelnde, das Gesamtvorhaben abschließende 
vierte Band w i rd den Fortgang dieser Entwicklung darstellen. 

Über die Anlage und die Editionstechnik, die auch in diesem Band ange-
wandt ist, wurde das Erforderliche  in den Vorworten der beiden ersten Bände 
gesagt. I m Rahmen der chronologischen Gliederung sind die sachlich zusam-
mengehörenden Stücke in Kapi te l und Abschnitte geordnet. Die Einführun-
gen zu den einzelnen Abschnitten mußten zum Tei l ausführlicher  als in den 
beiden ersten Bänden gefaßt werden. Auch die Literaturhinweise sind zum 
Tei l umfangreicher  geworden; doch ist Vollständigkeit i n den Schrifttums-
nachweisen nicht beabsichtigt. E in höheres Maß an Vollständigkeit ist bei den 
biographischen Notizen erstrebt. Die Angaben über die Besetzung der ober-
sten Kirchenämter sind im Anhang zusammengefaßt. Den Grundstock auch 
dieses Bandes bi lden Texte, die an weitgestreuten Stellen veröffentlicht  sind. 
Der Wiederabdruck mußte sich aus Raumgründen häufig auf Auszüge be-
schränken. Fremdsprachige Texte sind in Ubersetzungen wiedergegeben; so-
wei t sie nicht aus der Entstehungszeit zugänglich waren, werden neue, bisher 
unveröffentlichte  Ubersetzungen vorgelegt. I n einer Reihe von Fällen konnten 
die Herausgeber auch in diesem Band auf Übersetzungsvorlagen von Rudolf 
Kohler zurückgreifen;  der größere Tei l der Neuübersetzungen stammt von 
Wolfgang Huber. 

Für die Überlassung der bisher nicht veröffentlichten  Dokumente und die 
Übermi t t lung biographischer Daten haben die Herausgeber erneut einer gro-
ßen Zahl kirchlicher und staatlicher Archive zu danken. Besonderen Dank 
schulden sie den Erzbischöflichen Archiven in Köln, München, Bamberg und 
Freiburg sowie dem Evangelischen Zentralarchiv in Ber l in für vielfält ige 
Unterstützung. Die Universitätsbibl iotheken in Freiburg, Göttingen, Heidel-
berg und Marburg haben die Beschaffung  der notwendigen Li teratur bereit-
w i l l i g erleichtert. Die Hauptlast der Ermit t lung, Sichtung und Ordnung des 
dokumentarischen Materials lag bei dem jüngeren der Herausgeber, von dem 
auch die Entwürfe für die Einführungen zu den Textgruppen und den A n -
merkungsapparat stammen. A n den Vorarbeiten auch für diesen Band haben 
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die Göttinger Mitarbeiter des älteren Herausgebers teilgenommen; der ihnen 
früher  ausgesprochene Dank sei i n freundlicher  Erinnerung an diese Zusam-
menarbeit wiederholt. Bei der Fertigstellung des Bandes hat W. Huber v ie l -
fache Hi l fe von Mitarbei tern in Heidelberg und Marburg erfahren.  I m Beson-
deren danken die Herausgeber Kara Huber-Kaldrack sowie Ralph Möllers 
und Joachim von Soosten für die Unermüdlichkeit, m i t der sie sich an den 
mühsamen Korrekturarbeiten beteil igt haben. Erneuter Dank gi l t schließlich 
den in den früheren  Bänden genannten Stiftungen, die durch ihre Zuschüsse 
die Drucklegung des Gesamtwerks ermöglicht haben. 

Freiburg und Marburg, im Februar 1983 
E. R. H. W. H. 

Vermerk zur Zitierweise 

Die Abkürzung „Staat und Kirche" bezieht sich auf die anderen Bände 
dieses Quellenwerks. 

Die Abkürzung „Verfassungsgeschichte" verweist auf: E. R. Huber,  Deut-
sche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. I - V I , Stuttgart 1957 ff. 

Die Abkürzung „Dokumente" bezeichnet: E. R. Huber,  Dokumente zur 
deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1 - 3 , Stuttgart 1961 ff. 
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Teil A 

Allgemeines Staatskirchenrecht 

Erstes  Kapitel 

B e m ü h u n g e n u m die Garant ie der Rel igionsfreiheit 

I . Die religionsrechtlichen Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Die tiefen  Wirkungen,  die  der  deutsche  Kulturkampf 1 auf  das Verhältnis 
von Staat  und Kirche  hatte,  zeigten  sich  vor  allem  darin,  daß wichtige  Ge-
setzesbestimmungen  der  Kulturkampfzeit  auf  Dauer  in das geltende  Recht 
eingingen.  Dies trat  besonders  deutlich  bei der  reichseinheitlichen  Regelung 
des Bürgerlichen  Rechts  hervor.  Mit  der  Einführung  der  obligatorischen  Zivil-
trauung  hatte  das Reichsgesetz  vom 6. Februar  1875 2 ein wichtiges  Element 
der  Verbindung  von Kirche  und Staat  beseitigt.  Als bei der  reichseinheitli-
chen Kodifikation  des Bürgerlichen  Rechts 3 die  ehe- und familienrechtlichen 
Bestimmungen  zur  Verhandlung  kamen,  erklärte  die  Zentrumsfraktion  im 
Reichstag  sich  bereit,  der  obligatorischen  Zivilehe  zuzustimmen,  nachdem 
die  Überschrift  des Buchs IV  Abschnitt  1 aus „Ehe"  in „Bürgerliche  Ehe" 
umbenannt und der  alte  „Kaiserparagraphdurch  welchen  der  Gesetzgeber 
1875  den Bedenken  Kaiser  Wilhelms  I. gegen die  Zivilehe  Rechnung getragen 
hatte,  in den Text  des BGB eingefügt  worden  war  (§  1588). Das Eherecht  des 
BGB (Nr.  1), das durch  den Reichstag  1896 verabschiedet  wurde  und am 1. Ja-
nuar  1900 in Kraft  trat,  dokumentierte  unter  Zustimmung  der  Zentrumsfrak-
tion,  daß in diesem  Bereich,  in dem sich  staatliche  Rechtsgestaltung  und 
kirchliche  Verpflichtung  in besonderem  Maß überschnitten,  das überlieferte 
Staatskirchentum  nicht  mehr  fortbestand.  Das Einführungsgesetz  zum BGB 
(Nr.  2) nannte allerdings  auch einige  staatskirchenrechtliche  Materien,  die  das 
Reich  nicht  durch  das BGB regelte,  sondern  der  Landesgesetzgebung  vorbe-
hielt.  Insbesondere  galt  dies  für  die  Frage  der  Religionsmündigkeit.  Der  Ver-
such, das Recht  der  religiösen  Kinder  er  Ziehung  im Rahmen des Familien-
rechts  des BGB zu regeln,  war  in den Beratungen  gescheitert 4. 

1 Dazu Staat und Kirche, Bd. I I , S. 395 ff. 
2 Ebenda Nr. 297. 
3 Dazu Verfassungsgeschichte, Bd. IV, S. 272 ff. 
4 Vgl. W.  Kahl,  Die Bedeutung des Toleranzantrags für Staat und evange-

lische Kirche, in : Deutsch-evangelische Blätter 27,1902, S. 24 ft.  (52 f.). 

1 H u b e r , S taa t u n d K i r c h e , 3. B d . 



2 1. Kap.: Bemühungen u m die Garantie der Religionsfreiheit 

In der  Mehrzahl  der  deutschen  Einzelstaaten  galten  nach der  Einführung 
des BGB die  althergebrachten  landesrechtlichen  Bestimmungen  über  die 
Bekenntniszugehörigkeit  der  Kinder  aus gemischten  Ehen, über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  und über  deren  Religionsmündigkeit  fort,  so vor 
allem  in Preußen  und in fast  allen  deutschen  Mittelstaaten 5. Von  den mittel-
großen  Einzelstaaten  regelte  nur  das Großherzogtum  Hessen in seinem Aus-
führungsgesetz  zum BGB vom 17. Juli  1899 das Recht  der  religiösen  Kinder-
erziehung  neu (Nr.  4). Eine  etwas  einfachere  Normierung  des gleichen  Sach-
bereichs  enthielt  das Ausführungsgesetz  zum BGB für  das Reichsland  Elsaß-
Lothringen  (Nr.  3). Weitere  entsprechende  Neuregelungen  des religiösen 
Erziehungsrechts  galten  in sechs kleineren  Einzelstaaten  gemäß den von 
ihnen erlassenen  Ausführungsgesetzen  zum BGB von 1899ß. 

Nr. 1. Bürgerliches Gesetzbuch 
vom 18. August 1896 

(Reichsgesetzblatt 1896, S. 195 ff.) 
— Auszug — 

Viertes  Buch. Familienrecht 
Erster  Abschnitt.  Bürgerliche  Ehe 
Zweiter  Titel.  Eingehung  der  Ehe 

§ 1316. Der Eheschließung soll ein Aufgebot vorhergehen. Das Aufgebot 
verl iert seine Kraf t ,  wenn die Ehe nicht binnen sechs Monaten nach der Vo l l -
ziehung des Aufgebots geschlossen wird. 

Das Aufgebot darf  unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkrankung 
eines der Verlobten den Aufschub der Eheschließung nicht gestattet. 

Von dem Aufgebote kann Befreiung bewi l l igt werden. 

§1317. Die Ehe w i r d dadurch geschlossen, daß die Verlobten vor einem 
Standesbeamten persönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit erklären, die 
Ehe m i t einander eingehen zu wollen. Der Standesbeamte muß zur Ent-
gegennahme der Erklärungen bereit sein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit-
bestimmung abgegeben werden. 

§ 1318. Der Standesbeamte soll bei der Eheschließung in Gegenwart von 
zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nach einander die Frage richten, 
ob sie die Ehe mi t einander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten 

5 Dazu W.  Kahl,  Die Konfession der K inder aus gemischten Ehen (1905). 
6 Nämlich in Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Reuß ältere und 

Reuß jüngere Linie, Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershau-
sen (Texte in: H. Becher,  Die Ausführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetz-
buche, Bd. I und I I , 1901). 



I. Die religionsrechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 3 

die Frage bejaht haben, aussprechen, daß sie kraf t  dieses Gesetzes nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute seien. 

Als Zeugen sollen Personen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für verlustig 
erklärt sind, während der Zeit, für welche die Aberkennung der Ehrenrechte 
erfolgt  ist, sowie Minderjähr ige nicht zugezogen werden. Personen, die m i t 
einem der Verlobten, m i t dem Standesbeamten oder m i t einander verwandt 
oder verschwägert sind, dürfen als Zeugen zugezogen werden. 

Der Standesbeamte soll die Eheschließung i n das Heirathsregister ein-
tragen. 

Achter  Titel.  Kirchliche  Verpflichtungen 

§ 1588. Die kirchlichen Verpflichtungen in Ansehung der Ehe werden durch 
die Vorschriften  dieses Abschnitts nicht berührt. 

Nr. 2. Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 18. August 1896 

(Reichsgesetzblatt 1896, S. 604 ff.) 
— Auszug — 

Art.  84. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften,  nach wel -
chen eine Religionsgesellschaft oder eine geistliche Gesellschaft Rechtsfähig-
keit nur im Wege der Gesetzgebung erlangen kann. 

Art.  87.  Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften,  welche die 
Wirksamkeit von Schenkungen an Mitgl ieder religiöser Orden oder ordens-
ähnlicher Kongregationen von staatlicher Genehmigung abhängig machen. 

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften,  nach welchen M i t -
glieder religiöser Orden oder ordensähnlicher Kongregationen nur m i t staat-
licher Genehmigung von Todeswegen erwerben können. Die Vorschriften 
des Art . 86 Satz 2 finden entsprechende Anwendung. 

Mitgl ieder solcher religiöser Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, 
bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auf unbestimmte Zeit nicht abge-
legt werden, unterliegen nicht den in den Abs. 1, 2 bezeichneten Vorschriften. 

Art.  132. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften  über die 
Kirchenbaulast und die Schulbaulast. 

Art.  133. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften  über das 
Recht zur Benutzung eines Platzes in einem dem öffentlichen  Gottesdienste 
gewidmeten Gebäude oder auf einer öffentlichen  Begräbnißstätte. 

Art.  134. Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften  über die 
religiöse Erziehung der Kinder. 

i* 


